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Die Arbeit des Mediators bei verordneten
Familien-Mediationen

Wie ändern sich Mediationen, wenn die Me-
dianten nicht aus eigener Motivation kom-
men, sondern von einer Institution „ge-
schickt“ werden. „Verordnete Mediation“ –
so lautete das Thema der Jahrestagung der
BAFM in Dresden im November 2006. Ines
Pokern stellte ihre Erfahrungen sowie die
Thesen der BAFM-Regionalgruppe Dresden
dazu vor.

& Der Fall: „Alkoholfreier Um-
gang“

Der Fall begann als Mediation mit einer tele-
fonischen Anmeldung durch Herrn X. Er schil-
derte mir, dass er sich mit seiner Frau in ei-
nem Gerichtsstreit um den gemeinsamen
Sohn Max, 4 Jahre alt, befände und die Rich-
terin nun deutlich gemacht habe, dass sie sich
in Mediation begeben sollen.
Frau X., 34 Jahre alt und Architektin, und
Herr X., 38 Jahre alt und Bauingenieur, lern-
ten sich 1998 durch die Arbeit kennen und
lieben. Beide betrieben gemeinsam Sport,
hatten einen großen Freundeskreis und feier-
ten gern. Das Paar heiratete 1999 und 2000
kam Max zur Welt. Frau X. stellte ihr Leben
durch die Schwangerschaft und Geburt des
Kindes um, trank keinen Alkohol mehr und
nahm nicht mehr an den bisherigen Freizeit-
aktivitäten teil. Frau X. fühlte sich durch ihren
Mann unzureichend unterstützt, was die
Hausarbeit und Betreuung von Max betraf.
Der Streit eskalierte völlig und immer wieder
bildete der Alkohol das wichtigste Streitthe-
ma. Herr X. zog aus. Beide nahmen sich
Rechtsanwälte, er beantragte eine Umgangs-
regelung mit Max, sie beantragte die alleinige
elterliche Sorge, daraufhin beantragte auch er
seinerseits die alleinige elterliche Sorge. Das
Jugendamt wurde eingeschaltet, ein Verfah-
renspfleger fürs Kind bestellt, ein psychologi-
sches Gutachten beantragt. ...
Die Richterin machte dann den Eltern in einer
der zahlreichen Anhörungen klar, dass sie die
Eltern seien und auch die Verantwortung für
ihr Kind zu tragen hätten und die Entschei-
dung, wer von ihnen der „Bessere“ sei, nicht
zur Debatte stehe, da offensichtlich keiner
von beiden ungeeignet wäre. Sie legte dar,
dass sie erwarte, dass sich die Eltern in Me-
diation begeben sollen.
In der ersten Sitzung versuchte ich, mit dem
Paar darüber nachzudenken, was der Vorteil
einer einvernehmlichen und gemeinsam ge-
fundenen Lösung sein könnte. Nach ca. 2
Stunden hatte das Paar einige Vorteile für sich

und den Sohn Max erkennen können und bei-
de ließen sich auf den Mediationsprozess ein.
Die gefundenen Motive für eine Mediation
hielt ich auf einem Flipchartblatt fest, welches
in jeder der folgenden Sitzungen an der Wand
hing und immer wieder einbezogen wurde,
wenn es schwierig wurde.

Das Paar ließ sich in der Mediation nur auf
die Themen, die sich unmittelbar um den
Sohn rankten, ein. Die anderen Themen, z.B.
Vermögensaufteilung, Umgang mit Rückzah-
lungen vom Finanzamt usw., wollten sie
dann im Fortgang des Gerichtsverfahrens,
welches ruhte, klären.

In der Folge kam es immer wieder zu kleinen
konkreten Zwischenlösungen, was die Kon-
takte von Max zu seinem Vater betraf. Im-
mer wieder kam es zu gegenseitigen Be-
schuldigungen und es war meine Aufgabe,
sie auf die Zukunft und den Sohn zu fokus-
sieren. Schwierigstes Thema war der Um-
gang mit Alkohol. Die Eltern einigten sich
dann darauf, dass sie beide nur mit null Pro-
mille Auto fahren würden, wenn Max mit im
Auto ist.

Aus der Vereinbarung:
Umgang mit Alkohol

Wir verpflichten uns, im Beisein von Max
nicht betrunken zu sein. Max soll einen nor-
malen Umgang mit Alkohol bei seinen Eltern
erleben, d.h. beim Essen oder Fernsehen
kann Bier oder Wein getrunken werden.
Wenn es sich während eines Zusammenseins
mit Max anbahnt, dass viel Alkohol getrun-
ken wird, so wird Max zu einer anderen Be-
treuungsperson gebracht.

Wir verpflichten uns dafür zu sorgen, dass
Max sicher betreut wird, dazu gehört ins-
besondere das Autofahren. (. . .)

Nach 7 Sitzungen à 2 Stunden war die Me-
diation erfolgreich beendet. Es gab ein
mehrseitiges Memorandum, welches die El-
tern über ihre Anwälte dem Gericht zukom-
men ließen. Ergebnis war, dass die Eltern die
elterliche Sorge weiterhin gemeinsam aus-
übten, der hauptsächliche Wohnort von
Max bei der Mutter ist – auch zukünftig. Je-
des 2. Wochenende von Samstagfrüh bis
Sonntagabend sowie hälftige Feiertage,
mehrmals Urlaub im Jahr verbringt Max
beim Vater. Die Eltern hatten sich zu Grund-
zügen der Erziehung von Max verständigt
und das Alkoholthema wie oben beschrie-
ben vereinbart.

Thesen zur „Verordneten Media-
tion“
1. Klare Rahmenbedingungen sind nötig

• Eine „Weisung oder Verordnung“ des Ge-
richts muss für die Eltern auch als solche
erkennbar sein.

• Die Erwartungen des Gerichts gegenüber
den Eltern sollen klar dargelegt werden,
ideal: schriftlich!

• Dabei müssen alle Beteiligten darüber Klar-
heit haben, dass sie diese vorübergehenden
Regelungen durch einvernehmliche Lösun-
gen oder Zwischenlösungen, die sie in der
Mediation erarbeiten können, ablösen sol-
len und dürfen.

• Für Mediation ist ausreichende Zeit erforder-
lich. Zwischenzeitliche Gerichtstermine sollen
zur Stärkung der Motivation für die Über-
nahme der Elternverantwortung dienen.

2. Offenheit und Vertraulichkeit bleiben
wichtige Prinzipien der Mediation

• Der Mediator erklärt, dass er davon aus-
geht, dass Tatsachen ehrlich geschildert
werden – die Autonomie bleibt bei den
Medianden.

• Der/die Mediator/in darf auch in diesen
Fällen nicht als Zeuge benannt werden.

• Es ist wichtig genau nachzufragen, wie die
anderen Themen, die nicht in der Media-
tion geklärt werden sollen, entschieden
worden sind bzw. werden.

• Ideal: alle Themen in der Mediation klären.

• Der Mediator informiert – aktiv oder auf
Anfrage – andere Prozessbeteiligte über
Beginn, Abbruch oder Beendigung der Me-
diation. Das muss mit den Medianden im
Vorfeld geklärt werden. Über die Inhalte
der Mediation wird nicht von Seiten des
Mediators informiert.

3. Die Un-Freiwilligkeit muss anerkannt
und an der Motivation gearbeitet werden

• Es ist wichtig die Unfreiwilligkeit zu benen-
nen und anzuerkennen. Eine Wertschät-
zung für die Anwesenheit beider in der Sit-
zung ist notwendig.

• Es muss unbedingt die Erarbeitung der Mo-
tivation erfolgen.

4. Die Dynamik erfordert klare Führung
durch den Mediator

• Auf Gemeinsamkeiten zurückzukommen
hilft.
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• Fragen nach Erziehungsvorstellungen und
-stilen sowie Wertvorstellungen helfen die
Sachthemen zu bearbeiten.

• Zwischenprotokolle nach jeder Sitzung mit
Ergebnissen und offenen Punkten helfen zu
strukturieren.

5. Die Einbeziehung der Kinder in die Me-
diation ist erforderlich

• Die indirekte Einbeziehung der Kinder,
durch zirkuläres Fragen, leeren Stuhl u.ä.,
ist eine Mindestanforderung.

• Weiterhin ist es eine gute Möglichkeit, Ge-
spräche der Eltern mit den Kindern, einzeln
oder auch gemeinsame, in der Mediation
vorzubereiten, dann auszuwerten und die
Ergebnisse in die Mediationsarbeit entspre-
chend einzubeziehen.

• Die direkte Einbeziehung der Kinder in die
Mediation in Abhängigkeit vom Alter der
Kinder halten wir für eine gute Form, die
allerdings entsprechender Ausbildung und
Erfahrung bedarf.

6. Die Rechtsberatung ist förderlich, wenn
sie die Eltern-Autonomie stärkt

• Es ist äußerst sinnvoll, wenn die partei-
lichen Anwälte Mediation kennen und ihr
positiv gegenüberstehen.

• Die Anwälte sollen die Motivation ihrer
Mandanten für die aktive Arbeit in der Me-
diation stärken.

• Hilfreich können gemeinsame Mediations-
sitzungen mit beiden Anwälten oder eine
zusätzliche gemeinsame mittlere Rechts-
beratung sein.

7. Die Prozesssicherung bedarf großer
Aufmerksamkeit

• Zwischenlösungen sollen ausprobiert, re-
flektiert und gegebenenfalls wieder ver-
ändert werden. Langfristig kann damit die
Vertrauensbasis verbessert werden.

• Nach „Abschluss“ einer solchen Mediation
sind Sicherungstermine zu planen.

Ines Pokern
Dipl.-Sozialpädagogin
Mediatorin (BAFM), Ausbilderin bei IMS
Dresden
www.mediation-ims.de

Nachrichtenteil der Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Verfahrenspflegschaft für
Kinder und Jugendliche e.V.

Verfahrenspflegschaft und Ergänzungspfleg-
schaft in einer Hand. Passt das zusammen?

Nicht erst seitdem der Gesetzgeber im Entwurf
des FamFG den Begriff des „Umgangspfle-
gers“ auch offiziell zu einem Rechtsbegriff ge-
macht hat, wurde die Ergänzungspflegschaft
nach § 1909 BGB – inklusive der Umgangs-
pflegschaft – von etlichen Gerichten in
Deutschland als Möglichkeit gesehen, Eltern in
dem Teil der Sorge, den sie eigenständig nicht
ausüben können, zu unterstützen. Dabei sind
für das Gericht die seit dem 1.7.2005 gelten-
den Regelungen des Vormundschaftsgesetzes
zu beachten:
1. Grundlagen sind die § 1971b BGB, §§ 54,
56 u. 57 SGB VIII, § 1774 BGB (Vormund-
schaftsgericht) und § 1697 BGB (Familien-
gericht).
2. Der Vorrang – danach gilt bei der Auswahl
eines Vormundes folgende Rangfolge:
a. Die durch Testament benannte Person
b. Der geeignete Einzelvormund mit persönli-
cher Bindung (Verwandte usw.)
c. Der geeignete Einzelvormund ohne per-
sönliche Bindung (Einzelvormund)
d. Der Vereins- und der Amtsvormund.
3. Die Vergütungsvorschriften nach dem
VBVG
Im folgenden Beitrag soll es speziell um die
Konstellation gehen, in der ein Verfahrens-
pfleger auch das Amt eines Ergänzungspfle-
gers übernimmt und an welche Bedingungen
solch eine Aufgabe geknüpft werden sollte.
Nicht näher eingehen werde ich an dieser
Stelle auf die Aufgaben des Verfahrenspfle-
gers nach § 50 FGG, da es erfreulicherweise
bis auf wenige Ausnahmen in Deutschland

einen Konsens über die Aufgabenbeschrei-
bung gibt. Ich gehe davon aus, dass durch
die Änderungen im § 166 des FamFG, die
aus dem Verfahrenspfleger einen Verfahrens-
beistand mit genauer definierten Aufgaben
machen werden, auch die letzten Gerichte zu
der Einsicht gelangen, dass nur durch die mit
entsprechenden Kompetenzen ausgestattete
Verfahrenspflegschaft eine eigenständige, der
Subjektstellung des Kindes angemessene In-
teressenvertretung möglich ist.

Frage 1: Können beide Aufgaben in einer
Hand liegen?

Aus dieser Gegenüberstellung wird ersicht-
lich, dass sich die Aufgaben eines Verfahrens-
pflegers und die eines Ergänzungspflegers so
stark unterscheiden, dass eine gleichzeitige
Ausübung für dasselbe Kind sich ausschließt!
Der Verfahrenspfleger kann nicht gleichzeitig
ganz einseitiger Interessenvertreter für das

Kind sein und gleichzeitig als (Teil-)Sor-
gerechtsinhaber eventuell Handlungen aus-
üben, die zwar zum Wohl des Kindes sind,
dessen Willen aber ignorieren.

Besonders deutlich wird dies bei der Aus-
übung des Amtes als Umgangspfleger. Die
Umgangspflegschaft kann man aus dem Per-
sonensorgerecht, hier dem Teil Aufsicht, spe-
ziell Umgang, herleiten. Durch Beschluss des
Familiengerichts wird eine Person zum Um-
gangspfleger bestellt. Dabei ist die besondere

Eignung des Ausgewählten durch das Gericht
zu prüfen. Da es sich um ein Ehrenamt han-
delt, kann man sich der Aufgabe nicht entzie-
hen. Das Gericht muss im Beschluss die ge-
naue Aufgabe des Pflegers festlegen, da ja
dieser Bereich der Personensorge den Sor-
geberechtigten entzogen wird. So kann ein
Umgangspfleger beauftragt werden, eine be-
schlossene Umgangsregelung (gegen den

Verfahrenspfleger Ergänzungspfleger

Der Verfahrenspfleger ist unabhängiger Inte-
ressenvertreter des Kindes.

Er unterliegt der nach § 1837 BGB der Auf-
sicht des Vormundschaftsgerichts.

Er ist keinen gerichtlichen Weisungen unter-
worfen und tritt damit im gerichtlichen Ver-
fahren stellvertretend für die Kinder auf.

Er hat nach § 1839 BGB eine Auskunfts-
pflicht.

Er hat keinerlei sorgerechtliche Aufgaben. Er muss nach § 1840 BGB einen jährlichen
Bericht und eine Rechnungslegung vorlegen.

Er unterliegt der Schweigepflicht gegenüber
anderen Personen, wenn das Kind dies von
ihm verlangt.

Er haftet nach § 1833 BGB gegenüber dem
Mündel für den aus einer Pflichtverletzung
entstandenen Schaden.
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